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Forderung der Erwerbslosenberatung 2021

Beschlussvorschlag:

Der Arbeitsgemeinschaft der Ammerlander Erwerbslosenberatungsstellen wird flr
das Haushaltsjahr 2021 ein kommunaler Zuschuss von 245.720 € gewahrt. Es ist
eine Leistungs- und Vergutungsvereinbarung abzuschliel3en. Haushaltsmittel sind im
Produktbereich 31.2 eingeplant.
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Sachverhalt:

Forderung der Arbeitsgemeinschaft der Ammerlander Erwerbslosenberatungs-
stellen im Haushaltsjahr 2021

Die  Arbeitsgemeinschaft der Ammerlander  Erwerbslosenberatungsstellen
(Arbeitsinitiative im Ammerland, Soziales Zentrum AIRa Rastede, Diakonisches Werk
Ammerland) nimmt seit 2005 im Rahmen des Optionsmodelles die psychosoziale
Betreuung besonders schwer vermittelbarer Kunden wahr. Bis zum Jahr 2017 nahm
die Arbeitsgemeinschaft ebenfalls Aufgaben im Zusammenhang mit der konkreten
Eingliederung in das Arbeitsleben wahr.

Seit 2018 wird die Forderung der Erwerbslosenberatungsstellen komplett aus Mitteln
des Landkreises Ammerland ubernommen, da es sich im Regelfall um psychosoziale
Problematiken handelt. Diese Aufgabe ist nach § 16a SGBIl originare kommunale
Aufgabe im Rahmen des SGBII.

Aufgrund der vertraglichen Vereinbarungen wurden bisher von den drei
Erwerbslosenberatungsstellen 70 Personen je Quartal beraten. Nun wird beantragt,
den Beratungsstellen 60 Personen je Quartal zuzuweisen. Begrundet wird dies mit
dem standig steigenden Beratungsaufwand und den komplexen Notlagen der zu
beratenden Personen. Diese Tendenz ist schon langer bekannt und gegenuber dem
Landkreis auch dargestellt worden. Der Vorschlag der Erwerbslosenberatungsstellen
ist nachvollziehbar, so dass aus Sicht der Verwaltung dem Vorschlag zugestimmt
werden kann. Die Entwicklung ist hier zu beobachten.

Die Arbeitsgemeinschaft beantragt fur das Haushaltsjahr 2021 eine Fdérderung in
Hohe von 245.720 €. Die Kostensteigerung (3.650 €) basiert auf tariflichen
Steigerungen bei den Personalausgaben flr die drei beschaftigten Beraterinnen.
Die Finanzierung der psychosozialen Beratung erfolgt als institutionelle Férderung.

Mit der Arbeitsgemeinschaft wird eine Leistungs- und Vergutungsvereinbarung

abgeschlossen. Die bisherige Leistungs- und Vergutungsvereinbarung lauft zum
31.12.2020 aus.

BV/161/2020 Seite 2 von 2



	FLD_VONAME
	SMC_BM_VOTEXT5
	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen1
	SMC_BM_VOTEXT6
	Sachverhalt
	Anlage

